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Benjamin Gröbe 

Administrative Verhaltensmuster im 
europäisierten Willensbildungs- und 
Entscheidungsprozess auf nationalstaatlicher 
Ebene bei der Transposition von EU-Richtlinien 

Zusammenfassung 
In dem Beitrag wird eine Typologie vorgestellt, die
es erlaubt, die Rolle der Ministerialbürokratie bei
der Transposition von EU-Richtlinien auf mitglied-
staatlicher Ebene zu analysieren. Die Typologie
beruht auf der Annahme, dass sowohl formelle als
auch informelle Strukturen bürokratischer Organi-
sationen einen Einfluss auf den internen Entschei-
dungsfindungsprozess haben. Basierend auf den
beiden Dimensionen Bürokratische Kapazität und
Politische Ambition können vier Idealtypen gebil-
det werden, die verschiedenartige Muster administ-
rativen Verhaltens im Rahmen des politischen Wil-
lensbildungs- und Entscheidungsprozesses auf na-
tionalstaatlicher Ebene während der Phase Politik-
formulierung abbilden.  
 Im zweiten Teil des Artikels werden die for-
mellen und informellen Strukturen und Charakte-
ristika der Transpositionsprozesse von EU-Richt-
linien in den Niederlanden, Frankreich, Dänemark
und Griechenland dargestellt, um die vier idealty-
pischen Muster administrativen Verhaltens empi-
risch zu illustrieren. Die Fallbeispiele zeigen, dass
die Vorgehensweise der Ministerialverwaltungen
im Transpositionsprozess entlang der beiden Di-
mensionen variiert. 
 
Schlagworte: Verwaltungseinfluss; Ministerialbü-
rokratie; EU-Richtlinien; Transposition 

 Abstract  
Administrative patterns in the Europeanized policy-
making process during the transposition of EU 
directives at the  member-state level  
This paper proposes a typology that is useful to an-
alyze and understand the role of governmental bu-
reaucracy in transposing EU directives at member-
state level. The typology assumes that both formal 
and informal structures of bureaucratic organiza-
tions have an impact on public decision-making 
behavior. Based on two dimensions – bureaucratic 
capacity and political ambition – four ideal-typical 
constellations of policy-making at the stage of pol-
icy formulation are derived.  
 In the second part of the article all four ideal
types are illustrated by examining the structural
features and informal characteristics of the transpo-
sition process in the Netherlands, France, Denmark
and Greece. The empirical illustration shows that
administrative behavior in the transposition process
indeed varies along both formal and informal fac-
tors. 
 
 
 
 
 
Keywords: administrative influence; public admi-
nistration; EU directives; transposition 
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1. Einleitung 

Der Ministerialbürokratie kommt als Funktionsbestandteil eines jeden Regierungssys-
tems eine zentrale Rolle zu. Durch ihre vielfältigen Funktionen – dazu zählt u.a. die 
Programmentwicklung zur Entscheidungsvorbereitung (Mayntz 1997, S. 181-196) – ist 
sie unmittelbar an politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozessen beteiligt 
und besitzt die Möglichkeit, politische Entscheidungen zu beeinflussen (Schnapp 
2004). Durch den Prozess der Europäischen Integration nimmt die Ministerialbürokra-
tie ihre Funktionen nicht nur im nationalen Politikprozess, sondern auch im europäi-
sierten Willensbildungs- und Entscheidungsprozess wahr (Benz u.a. 2016; Bach/Ruf-
fing 2018). Ein wichtiger Bereich, in dem die nationale Ministerialbürokratie im euro-
päischen Kontext Einfluss nimmt, ist die Implementation von EU-Recht auf Ebene der 
EU-Mitgliedstaaten (Treib 2014, S. 6). Dies trifft insbesondere auf EU-Richtlinien zu, 
die im Unterschied zu Verordnungen nicht unmittelbar wirksam sind, sondern im Pro-
zess der Transposition erst durch nationale Rechtsakte umgesetzt werden müssen, da-
mit die Ziele und Anforderungen einer Richtlinie erfüllt werden.  

Die Transposition von Richtlinien gleicht dem inländischen politischen Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozess (Steunenberg 2006). Ähnlich ihrer hohen Relevanz 
bei nationalen Gesetzgebungsprozessen nimmt die Ministerialverwaltung damit auch 
bei der Richtlinientransposition eine zentrale Stellung ein (Treib 2014, S. 6). Zu den 
Herausforderungen zählen insbesondere die Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfes zur 
Umsetzung der EU-Richtlinie sowie die Koordination des Transpositionsprozesses in-
nerhalb der Ministerialverwaltung, in den je nach Mitgliedstaat und Form des Rechts-
aktes eine unterschiedliche Anzahl an formellen und informellen Vetospielern invol-
viert ist (Dimitrova/Steunenberg 2013, S. 250-251), die jeweils über unterschiedliche 
Präferenzen bezüglich der inhaltlichen Ausgestaltung eines Gesetzesentwurfes zur 
Umsetzung einer EU-Richtlinie verfügen können (Steunenberg 2006). 

Angesichts der komplexen Rolle der Ministerialbürokratie bei der Transposition 
von EU-Richtlinien, stellt sich die Frage, wie der politische Willensbildungs- und Ent-
scheidungsprozess zur Umsetzung von EU-Recht durch die Ministerialverwaltung be-
einflusst wird. Mit dem vorliegenden Artikel soll ein konzeptioneller Beitrag zum Ver-
ständnis der Rolle der Ministerialbürokratie in den EU-Mitgliedstaaten bei der Umset-
zung von EU-Recht geleistet werden. Dazu wird eine Typologie vorgestellt, die ver-
schiedenartige Muster administrativen Verhaltens der Ministerialverwaltung im politi-
schen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess bei der Transposition von EU-
Richtlinien abbildet. Mit Hilfe der Typologie ist es möglich, die zwischenstaatliche Va-
rianz institutioneller Konfigurationen und administrativer Verhaltensweisen bei der 
Richtlinienumsetzung zu erfassen.  

Die in der Forschungsliteratur vorherrschende Perspektive hatte bisher vor allem die 
Strukturen und Prozesse während der Uploading-Phase im europäisierten Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozess zum Gegenstand (Kassim, 2013). In dieser versuchen 
die EU-Mitgliedstaaten ihre Politikpräferenzen im Rahmen der Politikformulierung auf 
europäischer Ebene durchzusetzen (Radaelli, 2003). Die vergleichbaren Strukturen und 
Prozesse während der Downloading-Phase – dazu gehört die Transposition von EU-
Richtlinien – haben weit weniger Aufmerksamkeit erhalten. Entsprechend existieren bis-
her nur wenige Versuche, die institutionellen Strukturen und Verfahrensweisen zur Im-
plementation von EU-Recht in den verschiedenen EU-Mitgliedstaaten zu systematisieren 
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(siehe: Steunenberg/Voermans 2006; Kaeding 2007). Hinzu kommt, dass bisher vor al-
lem die Machtverteilung (zentral, dezentral) innerhalb der Regierungssysteme sowie der 
Formalisierungsgrad des Koordinationsprozesses (Laffan 2006; Dimitrova/Toshkov 2007; 
Fink-Hafner 2007; Gärtner u.a. 2011; Kassim 2013; Jensen 2014) zur Systematisierung 
der Europakoordination genutzt wurden. Weitere formelle wie informelle Faktoren, die 
nachweislich ebenfalls einen Einfluss auf die Art und Weise nehmen, wie die Transposi-
tion von EU-Richtlinien innerhalb der Ministerialverwaltung organisiert ist und durchge-
führt wird, fanden in vergleichbaren Arbeiten bisher keine ausreichende Beachtung.  

Die hier vorgestellte Typologie trägt den Erkenntnissen zum Einfluss weiterer Fak-
toren auf die Transposition von EU-Richtlinien Rechnung. Sie erfasst über die Dimen-
sionen Bürokratische Kapazität sowie Politische Ambition in umfassenderer Weise die 
institutionalisierten Strukturen der Ministerialverwaltung zur Transposition von EU-
Richtlinien einerseits und Verhaltensaspekte von bürokratischen Akteuren bei der Um-
setzung von EU-Richtlinien andererseits. Damit geht die vorgestellte Typologie analy-
tisch-konzeptionell über bisherige Arbeiten hinaus. 

Der Beitrag ist wie folgt aufgebaut. Im nächsten Schritt (2) werden die Grundan-
nahmen erläutert, auf denen die Typologie der Muster administrativen Verhaltens be-
ruht. Im Anschluss werden die beiden Dimensionen erläutert (2.1) und ihre Operationa-
lisierung dargelegt (2.2). Nachfolgend werden die vier idealtypischen Muster administ-
rativen Verhaltens, die entlang der beiden Dimensionen gebildet werden, beschrieben 
(2.3). Anschließend (3) werden die vier Idealtypen anhand der Strukturen und instituti-
onalisierten Verfahrensweisen bei der Transposition von EU-Richtlinien in vier EU-
Staaten empirisch illustriert. Zum Abschluss (4) werden die Ergebnisse des Beitrages 
zusammengefasst und die Erklärungskraft der Typologie der Muster administrativen 
Verhaltens kritisch reflektiert. 

2. Die Typologie der Administrativen Verhaltensmuster 

Die Typologie der Muster administrativen Verhaltens schließt an die organisationstheore-
tische Perspektive der skandinavischen Schule der Verwaltungswissenschaft an (Jann 
2006; Christensen u.a. 2007; Christensen/Laegreid 2018). Diese betrachtet die Ministeri-
albürokratie als integralen Funktionsbestandteil von Regierungssystemen und unterschei-
det grundlegend zwischen zwei Kategorien unabhängiger Variablen, die einen Einfluss 
auf die Eigenschaften von Entscheidungsfindungsprozessen und deren Ergebnisse haben. 
Während die erste Kategorie unabhängiger Variablen die formalen Strukturen von Orga-
nisationen umfasst, die Ausdruck in Regeln und Organigrammen finden, beinhaltet die 
zweite Kategorie unabhängiger Variablen informelle Normen und Werte wie sozial und 
kulturell geprägte Traditionen, Rollenverständnisse, Identitäten und Überzeugungen 
(Christensen/Laegreid 2018, S. 1096-1098). Entsprechend dieser Unterscheidung wird 
angenommen, dass die administrativen Verhaltensmuster der Ministerialbürokratien von 
EU-Mitgliedstaaten bei der Transposition von EU-Richtlinien entlang von zwei Dimen-
sionen variieren: Bürokratische Kapazität und Politische Ambition.  
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2.1 Bürokratische Kapazität und Politische Ambition 

Bürokratische Kapazität 
Die Dimension Bürokratische Kapazität (Painter/Pierre 2005; Lodge/Wegrich 2014) 
erfasst, inwiefern die bürokratischen Akteure innerhalb einer Organisation mit Res-
sourcen und Fähigkeiten ausgestattet sind, um ihre Funktionen und Aufgaben im politi-
schen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess erfüllen zu können (Howlett/Ra-
mesh 2015). In einer Reihe bisheriger Arbeiten der EU-Implementationsforschung 
(siehe: Treib 2014), in denen die Transposition, Anwendung und der Vollzug von EU-
Recht auf Ebene der EU-Mitgliedstaaten untersucht wurde, wurden administrative Fak-
toren als unabhängige Erklärungsfaktoren für das Ergebnis von Implementationspro-
zessen betrachtet. Dabei konnten administrative Kapazität, administrative Erfahrungen 
und interne Koordinationsstrukturen als erklärungskräftige Variablen für verspätete 
oder rechtswidrige Umsetzung von EU-Richtlinien in einer Reihe von Untersuchungen 
identifiziert werden (Tallberg 2002; Falkner u.a. 2005; Berglund u.a. 2006; Haver-
land/Romeijn 2007; Kaeding 2007; Toshkov 2007; Knill/Tosun 2009; Steunenberg/  
Kaeding 2009; Steunenberg/Rhinard 2010; Haverland u.a. 2011; Zubek 2011; Dörren-
bächer/Mastenbroek 2017). Ausgehend von diesen Erkenntnissen stellt sich die Frage, 
wie der Prozess zur Transposition von EU-Richtlinien innerhalb der nationalen Minis-
terialverwaltung durch administrative Faktoren beeinflusst wird.  

Um ein differenziertes Verständnis der Dimension Bürokratische Kapazität zu er-
langen, soll auf den von Howlett und Ramesh (2015) entwickelten Capacity-Ansatz zu-
rückgegriffen werden. Entsprechend dieses Ansatzes können drei Arten von Kompe-
tenzen (analytisch, operational, politisch) unterschieden werden, die jeweils auf unter-
schiedliche Ressourcen verweisen. Die bürokratische Kapazität auf organisatorischer 
Ebene, die hier im Mittelpunkt steht, umfasst jeweils unterschiedliche Ressourcen, Re-
geln und Strukturen, innerhalb derer Akteure im Rahmen des politischen Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozesses agieren (Howlett/Ramesh 2015). 

Die analytische Kapazität bezieht sich auf die Fähigkeit bürokratischer Organisati-
onen, Informationen sammeln, analysieren und weiterverbreiten zu können. Dieser As-
pekt erfasst, inwiefern sowohl durch bürokratische Strukturen als auch die Verfügbar-
keit von Mitarbeitern mit den entsprechenden fachlichen Kompetenzen (Pattyn/Brans 
2015; Peters 2015) eine effektive und systematische Informationssuche, -verarbeitung 
und -verbreitung möglich ist (Howlett/Ramesh 2015). Der zweite Aspekt – operationale 
Kapazität – beschreibt, inwiefern die Ministerialbürokratie durch formalisierte Struktu-
ren befähigt wird, den politischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozess zu steu-
ern und inter-ministerielle Konflikte zu lösen (Howlett/Ramesh 2015). Im Mittelpunkt 
steht der Formalisierungsgrad institutionalisierter Regeln und Strukturen zur intra- und 
inter-organisationalen Koordination, Konsultation und Kommunikation auf horizonta-
ler Ebene (siehe Hustedt/Veit 2014). Der dritte Aspekt – politische Kapazität – be-
schreibt, inwiefern die organisationalen Koordinations-, Kommunikations- und Kon-
sultationsprozesse in vertikaler Richtung zwischen der Arbeitsebene und Ministeriallei-
tung durch Regeln und Strukturen formalisiert sind (Howlett/Ramesh 2015). 
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Politische Ambition 
Die politische Ambition einer bürokratischen Organisation kann definiert werden als 
„[...] the extent to which the administration actually pursues clear and consistent policy 
goals or targets“ (Knill u.a. 2017, S. 62). Damit wird erfasst, welchen Weg die administ-
rativen Arbeitseinheiten einer bürokratischen Organisation bei der Suche nach Lösungen 
für politische Fragestellungen sowie deren Umsetzung auf politischer Ebene im Willens-
bildungs- und Entscheidungsprozess verfolgen. Die Idee, die politische Ambition einer 
bürokratischen Organisation als eigenständige Dimension zu betrachten, die das Verhal-
ten von bürokratischen Akteuren prägt, ist an die Überlegungen des Administrative Stile-
Konzeptes angelehnt (Knill/Grohs 2015; Knill u.a. 2017; Knill u.a. 2018). Administrative 
Stile können dem Konzept zufolge definiert werden als „[...] informal routines that char-
acterize the behaviour and acitivities of public administrations in the policy-making-
process“ (Knill u.a. 2017, S. 46). Das Konzept umfasst Verhaltensaspekte bürokratischer 
Organisationen wie informelle Routinen, alltägliche Praktiken sowie tradierte Verfah-
rensweisen und unterscheidet sich damit von Konzepten, die lediglich auf formelle Struk-
turen bürokratischer Organisationen abstellen (Knill u.a. 2017).  

Bei der Transposition von EU-Richtlinien ist die Ambition des Verwaltungshan-
delns insbesondere mit Hinblick auf die Nutzung des europarechtskonformen Ermes-
sensspielraums von EU-Richtlinien relevant (Thomann 2015). Dabei geht es um die 
Frage, inwieweit die EU-Mitgliedstaaten bei der Transposition von EU-Richtlinien auf 
die Möglichkeit zurückgreifen, den Richtlinieninhalt entsprechend der eigenen Policy-
Präferenzen oder nationalen Gegebenheiten anzupassen („Customization“). Dem Kon-
zept von Thomann (2015) zufolge kann die Nutzung des Ermessensspielraums von 
Richtlinien entlang der beiden Dimensionen regulatorische Dichte und regulatorische 
Stringenz erfasst werden. Vergleicht man die nationalstaatlichen Regelungen zur Um-
setzung einer EU-Richtlinie mit den Bestimmungen der EU-Richtlinie empirisch, ist 
festzustellen, dass die EU-Staaten die Möglichkeiten zur „Customization“ von EU-
Richtlinien im Zuge des Transpositionsprozesses in unterschiedlichem Maße nutzen 
und entlang der beiden Dimensionen variieren (Thomann 2015; Thomann/Zhelyazkova 
2017). In der Annahme, dass „Customization“ kein Zufall ist, sondern das Ergebnis ra-
tionaler Aushandlungsprozesse und politischer Entscheidungen innerhalb der Ministe-
rialverwaltung, stellt sich die Frage, inwiefern sich die politische Ambition auch in den 
informellen administrativen Verfahrensweisen der Ministerialverwaltung bei der Trans-
position von EU-Richtlinien niederschlägt. 

Der Einfluss Politischer Ambition auf den Prozess der Richtlinientransposition kann 
anhand von drei Aspekten erfasst werden. Der erste Aspekt betrifft die Suchstrategie 
nach Lösungen für politische Problem- und Fragestellungen. Er umfasst die Frage, inwie-
fern verschiedene Lösungsalternativen systematisch miteinander verglichen und bewertet 
werden, um anschließend den als geeignetste Lösung befundenen Politikvorschlag aus-
zuwählen (Knill u.a. 2017, S. 53-54). Der zweite Aspekt bezieht sich auf die internen 
Koordinationsmechanismen einer bürokratischen Organisation (ebd.). Hier geht es um 
die Frage, inwiefern die verschiedenen administrativen Einheiten im Rahmen der Politik-
formulierung proaktiv in gegenseitige Konsultationen über die diskutierten Politikvor-
schläge eintreten (positive Koordination) oder aber Koordination nicht mit dem Ziel statt-
findet, einen möglichst konsistenten Politikvorschlag zu erarbeiten, sondern nur dessen 
politische Durchsetzungsfähigkeit gegenüber potentiellen Vetospielern abzusichern (ne-
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gative Koordination) (Scharpf 1994). Der dritte Aspekt umfasst die administrative Ambi-
tion mit Bezug auf die politische Akzeptanz von politischen Lösungsvorschlägen. Hier 
steht im Mittelpunkt, inwiefern bürokratische Akteure versuchen, proaktiv und kontinu-
ierlich auf informellem Wege die Politikpräferenzen ihrer Prinzipale ausfindig zu ma-
chen, um die politische Durchsetzbarkeit eines Politikvorschlages zu bewerten (Knill u.a. 
2017, S. 54-57). Auch wird mit dem Aspekt erfasst, inwiefern durch die Anwendung in-
formeller Verfahrensweisen die politische Akzeptanz eines Politikvorschlages erhöht 
werden soll (Aberbach u.a. 1981; Mayntz/Derlien 1989). 

2.2 Operationalisierung 

Die zwischenstaatliche Varianz institutioneller Konfigurationen und administrativer 
Verhaltensweisen bei der Richtlinientransposition – so die zentrale These – ist das Re-
sultat unterschiedlicher Ausprägungen der beiden Dimensionen und ihrer insgesamt 
sechs Teilaspekte. Die Operationalisierung der beiden Dimensionen erfolgt anhand von 
Indikatoren, die jedem Teilaspekt zugeordnet werden können. Auf konzeptioneller 
Ebene wird angenommen, dass jeder Indikator die Werte hoch, mittel oder niedrig an-
nehmen kann. Die Werte hoch und niedrig sind als idealtypische Ausprägung jedes In-
dikators zu verstehen und bilden jeweils den Endpunkt eines Kontinuums, auf dem ei-
ner Ministerialverwaltung ein Wert zugeordnet werden kann. In Tabelle 1 ist für alle 
Indikatoren jeweils die Charakteristik der idealtypischen Ausprägungen dargestellt. Für 
die empirische Analyse soll dabei gelten, dass einem Indikator der Wert hoch oder 
niedrig zugewiesen wird, wenn die Ministerialverwaltung eines Landes bei der Trans-
position von EU-Richtlinien weitestgehend den dargestellten Eigenschaften eines Indi-
kators entspricht. Stimmt der Transpositionsprozess innerhalb einer Ministerialbüro-
kratie nicht annähernd mit der dargestellten Charakteristik für die Werte hoch oder 
niedrig überein, sondern weist nur teilweise die entsprechenden Eigenschaften auf, 
wird ihm der Wert mittel zugeordnet. 

2.3 Die vier Idealtypen administrativen Verhaltens 

Auf Grundlage der zwei dargestellten Dimensionen können vier Idealtypen gebildet 
werden, die verschiedenartige Muster administrativen Verhaltens im Rahmen des poli-
tischen Willensbildungs- und Entscheidungsprozesses auf nationalstaatlicher Ebene 
während der Politikformulierung abbilden. Die Kombination der beiden Dimensionen 
basiert dabei auf der Annahme, dass administrative Verhaltensmuster bei der Transpo-
sition von EU-Richtlinien nicht nur dadurch geprägt sind, welche formalen Ressourcen 
einer bürokratischen Organisation zur Verfügung stehen, sondern auch inwiefern büro-
kratische Akteure gewillt sind, zum einen die zur Verfügung stehenden Ressourcen zu 
nutzen und zum anderen mehr zu leisten, als formal erforderlich ist (Knill 2001; Knill/ 
Tosun 2009). In Tabelle 2 sind die vier idealtypischen Muster administrativen Verhal-
tens dargestellt.1  
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Tabelle 1: Operationalisierung der Dimensionen Bürokratische Kapazität und Politi-
sche Ambition 

  Indikatoren 

Dimension Ausprägung: hoch Ausprägung: niedrig 

Bü
ro

kr
at

is
ch

e 
Ka

pa
zi

tä
t 

Analytische 
Ressourcen 

(1) Formalisierte Strukturen zur Sammlung, 
Auswertung und Verarbeitung von Infor-
mationen 

(2) Adäquate Ausstattung mit Mitarbeitern 
(Anzahl, Erfahrungsstand, Qualifikations-
profil) 

(1) Keine formalisierten Strukturen zur 
Sammlung, Auswertung und Verarbeitung 
von Informationen 

(2) Defizitäre Ausstattung mit Mitarbeitern 
(Anzahl, Erfahrungsstand, Qualifikations-
profil) 

Operationale 
Ressourcen 

(1) Formalisierte Strukturen zur Koordination, 
Kommunikation und Konsultation inner-
halb der Ministerialverwaltung auf horizon-
taler Ebene 

(2) Routinen, Standard-Operating-Procedures 

(1) Keine formalisierten Strukturen zur Koor-
dination, Kommunikation und Konsultation 
innerhalb der Ministerialverwaltung auf ho-
rizontaler Ebene 

(2) Ad-hoc-Vorgehensweise 

Politische 
Ressourcen 

(1) Formalisierte Strukturen zur Koordination, 
Kommunikation und Konsultation zwi-
schen der Arbeitsebene und Ministeriallei-
tung 

(2) Routinen, Standard-Operating-Procedures 

(1) Keine formalisierten Strukturen zur Koor-
dination, Kommunikation und Konsultation 
zwischen der Arbeitsebene und Ministeri-
alleitung 

(2) Ad-hoc-Vorgehensweise 

Po
liti

sc
he

 A
m

bi
tio

n 

Art der Such-
strategie 

(1) Vergleichende Analyse verschiedener Po-
litikvorschläge und evidenzbasierte Ent-
scheidungsfindung 

(1) Anwendung von Heuristiken und „Faust-
regeln“ zur Evaluation von Politikvorschlä-
gen 

Interne Koor-
dinierung 

(1) Muster positiver Koordination: Akteure 
und Arbeitseinheiten treten proaktiv in 
Verbindung, um gemeinsam eine Lösung 
für einen Politikvorschlag zu erarbeiten 

(1) Muster negativer Koordination: Akteure 
und Arbeitseinheiten treten nur in Verbin-
dung, um die Durchsetzungsfähigkeit ei-
nes Politikvorschlages gegenüber Veto-
spielern zu gewährleisten 

Politische An-
tizipation 

(1) Aktives Verhaltensmuster: Regelmäßige 
und routinemäßige Antizipation der Positi-
on potentieller Vetospieler 

(2) Regelmäßige und routinemäßige Anwen-
dung informeller Strategien 

(1) Reaktives Verhaltensmuster: Unregelmä-
ßige und nicht-routinemäßige Antizipation 
der Position potentieller Vetospieler 

(2) Unregelmäßige und nicht-routinemäßige 
Anwendung informeller Strategien 

Quelle: Eigene Darstellung. Operationalisierung der Dimension Bürokratische Kapazität basierend auf 
Howlett/Ramesh (2015, S. 304). Operationalisierung der Dimension Politische Ambition basierend auf Knill 
u.a. (2017, S. 53-57). 
 
Tabelle 2: Die vier idealtypischen Muster administrativen Verhaltens 

  Typ 1 Typ 2 Typ 3 Typ 4 

Bürokratische 
Kapazität 

Analytische 
Ressourcen 

Hoch Hoch Niedrig Niedrig 

Operationale 
Ressourcen 

Hoch Hoch Niedrig Niedrig 

Politische 
Ressourcen 

Hoch Hoch Niedrig Niedrig 

Politische 
 Ambition 

Art der 
Suchstrategie 

Hoch Niedrig Hoch Niedrig 

Interne 
Koordinierung 

Hoch Niedrig Hoch Niedrig 

Politische 
Antizipation 

Hoch Niedrig Hoch Niedrig 

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Knill u.a (2017, S. 66). 
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3. Empirische Illustration 

Im folgenden Abschnitt werden in den vier EU-Staaten Niederlande, Dänemark, Frank-
reich und Griechenland die Strukturen und Verfahrensweisen bei der Transposition von 
EU-Richtlinien dargestellt und analysiert. Mit den Fallstudien werden zwei Ziele ver-
folgt. Zum einen wird überprüft, inwiefern die Typologie dazu geeignet ist, die Struk-
turen und Verfahrensweisen bei der Transposition von EU-Richtlinien zu erfassen und 
zu analysieren. Zum anderen soll getestet werden, inwiefern EU-Staaten existieren, die 
den beschriebenen Idealtypen bei der Transposition von EU-Richtlinien nahekommen.  

Die Fallauswahl erfolgte auf Grundlage der Unterscheidung zwischen Ländern, in 
denen die Europakoordination zentral (Frankreich, Dänemark) oder dezentral (Nieder-
lande, Griechenland) innerhalb der Ministerialbürokratie organisiert ist (Kassim 2013). 
Dadurch kann zum einen überprüft werden, ob die Dimension Bürokratische Kapazität 
einen Mehrwert zur Analyse der Strukturen und Verfahrensweisen bei der Richtlinien-
transposition bietet, und zum anderen, inwiefern zusätzliche Varianz entlang der Di-
mension Politische Ambition zu erkennen ist. 

Niederlande  

Bürokratische Kapazität 
Das niederländische System zur Koordination der Downloading-Funktionen innerhalb 
des Regierungssystems (siehe: Harmsen 1999; Mastenbroek/Princen 2010) ist dezentral 
organisiert (Kassim 2013, S. 290) und durch Regeln und institutionalisierte Gremien 
strukturiert. Die operationale Kapazität der niederländischen Ministerialbürokratie bei der 
Transposition von EU-Richtlinien ist, gemessen an den Indikatoren, als hoch zu bewer-
ten. Zum einen existieren Routinen und standardisierte Verfahrensweisen zur Transposi-
tion von EU-Richtlinien. So findet die Richtlinientransposition in der Regel unter Feder-
führung jener Fachministerien statt, die auch an der Vorbereitung der niederländischen 
Verhandlungsposition und den Verhandlungen auf EU-Ebene beteiligt waren (Berglund 
2009, S. 106). Das mit der Richtlinientransposition beauftragte Ministerium ist dabei so-
wohl für die fristgemäße und korrekte Transposition einer Richtlinie als auch die spätere 
Implementation verantwortlich. Die Kontinuität bei der Zuständigkeit setzt sich auch in-
nerhalb der Ministerien fort, wo die an den Verhandlungen auf EU-Ebene beteiligten 
Mitarbeiter2 in der Regel auch an der anschließenden Transposition mitwirken (Berglund 
2009, S. 106). Zum anderen verlaufen die Koordinationsprozesse auf horizontaler Ebene 
zur Richtlinientransposition in formalisierten Strukturen mit festen Regeln. Die inter-
ministerielle Koordination zur Vorbereitung und Implementation von EU-Recht wird seit 
1997 durch das ICER (Interdepartmental Commission for European Law) gewährleistet. 
Das ICER besteht aus drei Arbeitsgruppen, die jeweils für die Bereiche Implementation 
(ICER-I), Mitteilung (ICER-N) und Fälle beim Europäischen Gerichtshof (ICER-H) zu-
ständig sind. Zur intra-organisationalen Koordination verfügt jedes Ministerium über eine 
administrative Einheit für EU-Angelegenheiten. Spätestens nachdem eine EU-Richtlinie 
auf europäischer Ebene verabschiedet wurde, muss das federführende Ministerium der 
Arbeitsgruppe ICER-I einen Zeitplan für die Richtlinientransposition vorlegen, der mit 
den anderen Ministerien abgestimmt wird (Steunenberg/Voermans 2006, S. 19-21; 
OECD 2010a). Um dem Problem der verspäteten Transposition entgegenzuwirken (siehe 
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Mastenbroek 2003, 2005, 2007), ist es seit 2005 erforderlich, dass Gesetzesvorschläge 
zur Umsetzung von EU-Recht spätestens 18 Monate vor Ablauf der Umsetzungsfrist in 
das Kabinett eingebracht werden (Steunenberg/Voermans 2006, S. 20). 

Auch die analytische Kapazität ist im Hinblick auf die Indikatoren als hoch zu be-
werten. Zum einen ist die Sammlung, Auswertung und Verarbeitung von Informationen 
zur Richtlinientransposition institutionalisiert, weil das ICER den Ministerien durch In-
formationen, Analysen und Reporte Hilfestellung bei der Transposition von EU-Recht 
leistet. Hinzu kommt, dass mit der institutionalisierten Verzahnung von Verhandlungen 
auf EU-Ebene und dem Prozess der Transposition ein Mechanismus zum Wissenstrans-
fer existiert, der als wichtige Voraussetzung für die sach- und fristgerechte Transposition 
von EU-Richtlinien betrachtet werden kann (Berglund 2009, S. 119). Zum anderen stand 
bei den von Berglund (2009) sowie Vollaard und Martinsen (2014) untersuchten Prozes-
sen zur Richtlinientransposition in den Niederlanden eine adäquate Anzahl an Mitarbei-
tern zur Verfügung. Gleiches kann für das Qualifikationsprofil der beteiligten Mitarbeiter 
sowie deren Erfahrungsstand gelten. Beides wurde insgesamt als adäquat bewertet, da an 
der Transposition verschiedener Richtlinien Personen sowohl mit unterschiedlichem 
Qualifikationsprofil als auch Erfahrungsstand beteiligt waren. Es war die Regel, dass die 
für die Transposition verantwortliche Personengruppe sowohl aus EU-erfahrenen Mitar-
beitern als auch Politikfeldexperten bestand (Berglund 2009, S. 119, 129). 

Die politische Kapazität der niederländischen Ministerialbürokratie bei der Richtli-
nientransposition ist im Hinblick auf die Indikatoren hingegen als mittel zu bewerten. 
Koordination in vertikaler Richtung erfolgt bei der Richtlinientransposition lediglich 
durch die Arbeitsgruppe ICER, die durch das Justiz- sowie Außenministerium geleitet 
wird. Weitere formalisierte Strukturen oder standardisierte Verfahrensweisen zur Ko-
ordination in vertikaler Richtung existieren jedoch nicht. 

Politische Ambition 
Mit Blick auf die Art der Suchstrategie bei der Richtlinientransposition kann der nie-
derländischen Ministerialverwaltung ein hoher Wert attestiert werden, da sie verschie-
dene Politikvorschläge vergleichend analysiert, indem zwischen verschiedenen Mög-
lichkeiten bei der Umsetzung einzelner inhaltlicher Aspekte von Richtlinien abgewo-
gen wird. Beispielsweise hat das niederländische Gesundheitsministerium zur Transpo-
sition der Richtlinie zur Ausübung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden 
Gesundheitsversorgung verschiedene Möglichkeiten diskutiert, wie die Information 
von Patienten geregelt werden könnte (Vollard und Martinsen 2014, S. 726-728). Auch 
bei der Transposition der von Berglund (2009, S. 108-132) untersuchten Richtlinien 
aus dem Bereich der Telekommunikations- und Gasmarktregulierung wurden in Kon-
sultationsprozessen zwischen den beteiligten Ministerien auf der einen Seite und Inte-
ressensvertretern und Marktteilnehmern auf der anderen Seite verschiedene Möglich-
keiten zur Transposition einzelner Richtlinienaspekte diskutiert.  

Die interne Koordinierung bei der Richtlinientransposition ist als mittelhoch zu 
bewerten, da sich auf Basis bisheriger Fallstudien kein einheitliches Bild für die nieder-
ländische Ministerialverwaltung zeigt. Auf der einen Seite gibt es eine Reihe von 
Merkmalen, denen zufolge sich die Ministerialverwaltung entsprechend eines positiven 
Koordinationsmusters verhält. Vollard und Martinsen (2014, S. 726) beispielsweise 
schildern, dass die Transposition der EU-Patientenrichtlinie anders als üblich nicht 
durch jene Ministerialbeamten durchgeführt wurde, die auch auf EU-Ebene die Ver-
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handlungen zur Richtlinie geführt hatten, die neuen für die Transposition der Richtlinie 
verantwortlichen Mitarbeiter jedoch in regelmäßigem Austausch mit ihren Vorgängern 
sowie Politikfeldexperten standen. Des Weiteren kann auf Basis der Fallstudien festge-
stellt werden, dass die an der Transposition beteiligten Personen die fristgemäße und 
sachgerechte Umsetzung von EU-Richtlinien teilweise in einem Spannungsverhältnis 
sehen. Einer qualitativ zufriedenstellenden Lösung würde jedoch der Vorzug gegeben 
(Berglund 2009, S. 128). Auf der anderen Seite sind auch Verhaltensweisen bei der 
Richtlinientransposition erkennbar, die einem negativen Koordinationsmuster entspre-
chen. So besitzt die fristgemäße Richtlinientransposition in der Regel zwar hohe Priori-
tät und häufig wird schon zu einem frühen Zeitpunkt mit der Transposition begonnen, 
in einigen Fällen wird jedoch erst gegen Ende der Transpositionsfrist wirklich intensiv 
an der Umsetzung der EU-Richtlinie gearbeitet (Berglund 2009, S. 108-132). Darüber 
hinaus wissen Vollaard und Martinsen (2014, S. 726) zu berichten, dass die für die 
Transposition der EU-Patientenrichtlinie verantwortlichen Mitarbeiter in der auf EU-
Ebene angesiedelten Kommission für grenzüberschreitende Gesundheitsversorgung 
zwar zu den Repräsentanten der anderen EU-Staaten Kontakt hielten, aber keine aktive 
Rolle einnehmen wollten. 

Das Maß politischer Antizipation der an der Transposition von EU-Richtlinien be-
teiligten Personen innerhalb der niederländischen Ministerialverwaltung kann als hoch 
bewertet werden. Erstens ist festzustellen, dass sich die Ministerialverwaltung bei der 
Richtlinientransposition proaktiv bei der Antizipation der Position potentieller Veto-
spieler verhält. In den von Berglund (2009, S. 108-132) untersuchten Fällen stimmten 
sich die für die Transposition verantwortlichen Ministerien sowohl formell als auch in-
formell insbesondere mit Marktteilnehmern und Interessengruppen ab, um die politi-
sche Durchsetzungsfähigkeit der Richtlinienumsetzung sicherzustellen und die nach-
folgende Anwendung zu gewährleisten. Zweitens wird auch die politische Position der 
Ministerialleitung bei der Richtlinientransposition von den verantwortlichen Mitarbei-
tern antizipiert. So versucht die Mehrheit der an der Transposition beteiligten Ministe-
rialbeamten, die Position der Ministerialleitung mit den rechtlichen Anforderungen der 
umzusetzenden EU-Richtlinien in Einklang zu bringen. Dabei versuchen die Ministeri-
albeamten nach eigener Aussage, den Wünschen der Ministerialleitung offen gegen-
überzustehen und den Interpretationsspielraum der EU-Richtlinien dafür zu nutzen. 
Den möglichen Inkompatibilitäten zwischen EU-Richtlinien und politischen Forderun-
gen versuchen die Ministerialbürokraten u.a. zu begegnen, indem sie die Ministeriallei-
tung von ihren Vorstellungen abzubringen versuchen oder Alternativvorschläge unter-
breiten (Mastenbroek 2017, S. 10-14). 

Frankreich 

Bürokratische Kapazität 
Das System der Europakoordination in Frankreich (siehe: Harmsen 1999; Rozenberg 
2013) gilt als in hohem Maße zentralisiert und institutionalisiert (Kassim 2013, S. 290). 
Die operationale Kapazität der französischen Ministerialbürokratie bei der Richtlinien-
transposition kann mit Hinblick auf die Indikatoren als hoch bewertet werden. Dies ist 
zum einen auf die hochformalisierten Strukturen zur Koordination der Richtlinientrans-
position auf horizontaler Ebene zurückzuführen. Die Richtlinientransposition wird inner-
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halb der französischen Ministerialverwaltung zentral durch das Generalsekretariat für Eu-
ropaangelegenheiten (SGAE), welches dem französischen Premierminister unterstellt ist 
(OECD 2010c, S. 154), sowie das Generalsekretariat der Regierung (SGG) koordiniert. 
Letzteres steht zusammen mit dem SGAE dem interministeriellen Ausschuss für Trans-
position vor. Der Ausschuss tagt alle zwei bis drei Monate und überwacht den Transposi-
tionsprozess. Ziel der Ausschussarbeit ist es, Probleme bei der Richtlinienumsetzung 
frühzeitig zu erkennen und das verantwortliche Ministerium zur fristgemäßen Durchfüh-
rung der Transposition zu verpflichten. Daneben nimmt der Juniorminister für Europaan-
gelegenheiten eine koordinierende Funktion ein, der als Staatsminister ebenfalls den 
Fortschritt des Transpositionsprozesses überwacht (Steunenberg/Voermans 2006, S. 100-
103). Das für die Richtlinientransposition verantwortliche Ministerium ist verpflichtet, 
dem SGAE binnen drei Wochen einen Transpositionsplan vorzulegen. Dieser beinhaltet 
auch die Berücksichtigung der Ergebnisse einer Gesetzesfolgenabschätzung, die schon 
während der Verhandlungen zu jeder Richtlinie erstellt wird (OECD 2010c, S. 158-159). 
Innerhalb eines jeden Ministeriums ist ein hochrangiger Mitarbeiter die verantwortliche 
Kontaktstelle für die anderen beteiligten Stellen (Steunenberg/Voermans 2006, S. 107). 
Zum anderen existieren neben den hochformalisierten Strukturen zur Koordination der 
Richtlinientransposition auch Routinen und standardisierte Verfahrensweisen zur Richt-
linientransposition. So wird in der Regel die Transposition durch jenes Ministerium 
durchgeführt, das auch die Verhandlungen auf EU-Ebene zu verantworten hatte. Die 
formelle Ernennung erfolgt durch das SGAE (Steunenberg/Voermans 2006, S. 104-106). 
Anders als in den Niederlanden wird die Ausarbeitung der französischen Verhandlungs-
position auf der einen Seite und die Transposition von EU-Richtlinien auf der anderen 
Seite von unterschiedlichen Arbeitseinheiten innerhalb der Ministerien wahrgenommen 
(Steunenberg/Voermans 2006, S. 113-115; Kaeding 2007, S. 434). Weiterhin ist die in-
tra-ministerielle Organisation im Unterschied zur inter-ministeriellen Koordination nicht 
vergleichbar durch Regeln formalisiert, weshalb sich die Routinen und standardisierte 
Verfahrensweisen bei der Richtlinientransposition zwischen den Ministerien unterschei-
den können (Larue 2006, S. 214-222).  

Im Hinblick auf die Indikatoren für die analytische Kapazität kann der französischen 
Ministerialverwaltung ein hoher Wert attestiert werden. Zum einen erfolgt die Informati-
onssammlung und -weiterleitung bei der Richtlinientransposition systematisiert durch das 
SGAE. Dieses sammelt Informationen über die Arbeit der Europäischen Institutionen 
sowie das Tagesgeschehen auf europäischer Ebene, die auch für die Transposition von 
EU-Richtlinien von Relevanz sein könnten und leitet diese an die betroffenen französi-
schen Ministerien weiter (Larue 2006, S. 209-210). Zur systematischen Informations-
sammlung und -verwertung gehört ebenso die schon während der Verhandlungsphase 
anzufertigende Folgenabschätzung der zu verhandelnden EU-Richtlinie (OECD 2010c, 
S. 157-158). Des Weiteren wird die Richtlinientransposition durch die verpflichtende 
Konsultation von Beratungsgremien begleitet. Dabei handelt es sich zum einen um den 
Staatsrat, der die Regierung und Ministerialverwaltung in rechtlichen Fragen bei Geset-
zesprojekten berät. Zum anderen erfolgen verpflichtende Anhörungen und Konsultatio-
nen von Interessengruppen (Steunenberg/Voermans 2006, S. 108).  

Die politische Kapazität der französischen Ministerialbürokratie bei der Richtlini-
entransposition steht in engem Zusammenhang mit dem hoch institutionalisierten Sys-
tem zur inter-ministeriellen Koordination auf horizontaler Ebene. So finden im Rah-
men der inter-ministeriellen Koordination durch das SGAE initiierte Treffen zwischen 
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den an der Vorbereitung sowie Transposition einer Richtlinie beteiligten Ministerien 
statt. Kann im Rahmen dieser Treffen keine Einigung zwischen den beteiligten Mini-
sterien gefunden werden oder ist eine EU-Richtlinie von hoher politischer Relevanz, 
treten die vertikalen Koordinationsmechanismen in Kraft und ein erneutes Treffen un-
ter Leitung des Büros des französischen Premierministers findet statt (Larue 2006 S. 
227-230). Die politische Kapazität der französischen Ministerialverwaltung kann so-
wohl mit Blick auf seinen Formalisierungsgrad als auch institutionalisierte Verfah-
rensweisen zur vertikalen Abstimmung als hoch bewertet werden. 

Politische Ambition 
Die inter- und intra-ministeriellen Abstimmungsprozesse bei der Richtlinientransposi-
tion entsprechen in Frankreich weitestgehend dem Muster negativer Koordination. Das 
Maß interner Koordinierung ist daher als niedrig zu bewerten. Obwohl die inter-minis-
terielle Koordination zu einem hohen Grad zentralisiert und formalisiert ist, ergeben 
sich bei der Transposition von EU-Richtlinien Schwierigkeiten in den Abstimmungs-
prozessen zwischen den beteiligten Stellen und Ministerien. Dies ist zum einen der re-
lativ hohen Autonomie der französischen Ministerien geschuldet, in deren Folge manch-
mal gleich mehrere Ministerien bei der Transposition von EU-Richtlinien die Feder-
führung für sich beanspruchen und auch erhalten, aber dann nicht nach dieser Maßgabe 
handeln und sich aktiv mit den anderen an der Transposition von EU-Richtlinien betei-
ligten Ministerien koordinieren (Steunenberg/Voermans 2006, S. 113-116). Darüber 
hinaus ist die französische Ministerialbürokratie durch ein hohes Maß institutioneller 
Rivalität gekennzeichnet (Larue 2006, S. 230-233), die sich auch in der EU-Politik 
zeigt und inter-ministerielle Koordination während der Richtlinientransposition er-
schwert. Auch die intra-ministerielle Koordination ist durch Schwierigkeiten gekenn-
zeichnet. Da die Verhandlungen einer EU-Richtlinie auf EU-Ebene und die Transposi-
tion derselben Richtlinie nicht von derselben Arbeitseinheit innerhalb eines Ministeri-
ums wahrgenommen werden, aber nicht in jedem Fall ausreichende Konsultationen 
zwischen den Mitarbeitern beider Arbeitseinheiten stattfinden (Steunenberg/Voermans 
2006, S. 113-115; Kaeding 2007, S. 434), ist die Verbindung von Uploading- und 
Downloading-Phase nicht institutionalisiert. 

Mit Blick auf die Art der Suchstrategie bei der Richtlinientransposition kann ein mit-
telhoher Wert attestiert werden. So berichten Steunenberg und Voermans (2006, S. 106), 
dass ein für die Richtlinientransposition verantwortliches Ministerium unter Umständen 
die französischen Vertretungen in anderen EU-Staaten kontaktiert, um herauszufinden, 
wie diese mit den Herausforderungen bei der Richtlinientransposition umgehen. Diese 
Art der Suchstrategie entspricht dem Versuch, durch die vergleichende Analyse ver-
schiedener Möglichkeiten zur Richtlinientransposition zu einer Entscheidung über die 
Art und Weise der Richtlinienumsetzung zu gelangen. Hingegen wird bei juristischen 
Fragen bezüglich der Transposition von EU-Richtlinien nicht immer auf externe Exper-
tise zurückgegriffen. Anstelle die juristische Beratung des SGAE oder der Ständigen Ver-
tretung Frankreichs in Brüssel bei Fragen zur Transposition frühzeitig zu nutzen, vertrau-
en die federführenden Ministerien so lange auf ihre eigene juristische Arbeitseinheit, bis 
die Konsultation einer externen Stelle unausweichlich wird (Larue 2006, S. 229).  

Das Maß politischer Antizipation der französischen Ministerialverwaltung im Rah-
men der Transposition von EU-Richtlinien kann im Hinblick auf die Indikatoren als mit-
telhoch betrachtet werden. Auf der einen Seite wird in dem stark politisch getriebenen 



Administrative Verhaltensmuster im europäisierten Willensbildungs- und Entscheidungsprozess 321 

französischen Politikprozess (Schmidt 2006, S. 123) insbesondere von den Spitzenbeam-
ten ein relativ hohes Maß politischer Loyalität in ihrer Arbeit gegenüber der Ministerial-
leitung erwartet (Rouban 2004). So ist aus dem stark europäisierten Landwirtschaftsmi-
nisterium bekannt, dass die Ministerialbeamten zwar keine expliziten Anweisungen über 
politische Prioritäten der Ministerialleitung erhalten, diese aber durch die verschiedenen 
Ebenen diffundieren und so letztendlich bei den Ministerialbeamten der Arbeitsebene 
landen. Nach Angaben eines Mitarbeiters aus dem Landwirtschaftsministerium würde es 
erwartet, politisch sensible Themen zu erkennen und zur Abstimmung in der Hierarchie 
nach oben weiterzuleiten (Larue 2006, S. 218). Dieses Verhaltensmuster entspricht einer 
proaktiven Antizipation der Position der Ministerialleitung. Auf der anderen Seite ist 
nicht bekannt, inwiefern die für die Transposition verantwortlichen Mitarbeiter in beson-
derem Maße versuchen, durch die Anwendung informeller Strategien die politische 
Durchsetzbarkeit von Politikvorschlägen zu gewährleisten. 

Dänemark 

Bürokratische Kapazität 
Das dänische System zur Europakoordination (siehe: Laegreid u.a. 2004; Selck/Kui-
pers 2005; Esmark 2008) gilt im europäischen Vergleich als stark zentralisiert (Kassim 
2013, S. 290), hoch institutionalisiert und sehr effektiv (OECD 2010b, S. 115). Dabei 
gibt es allerdings Unterschiede zwischen der Koordination der Uploading-Funktionen 
und der Transposition von EU-Richtlinien. Die operationale Kapazität der dänischen 
Ministerialverwaltung bei der Richtlinientransposition ist, gemessen an den Indikato-
ren, als mittelhoch zu bewerten. Diese Einschätzung basiert zum einen auf dem wenig 
formalisierten Verfahren zur Richtlinientransposition. Weder ist für die Transposition 
von EU-Richtlinien ein Gremium oder eine Verfahrensweise zur inter-ministeriellen 
Koordination auf horizontaler Ebene vorgesehen, noch gibt es zu diesem Zweck eine 
übergeordnete Koordinationseinheit. Des Weiteren wird die Transposition von EU-
Richtlinien in Dänemark weder durch Regeln zum administrativen Ablauf und dem 
Beginn des Transpositionsprozesses strukturiert, noch muss von dem verantwortlichen 
Ministerium ein Zeitplan für die Transposition erstellt werden. Zum anderen existieren 
einige grundlegende Routinen und standardisierte Verfahrensweisen, die den Transpo-
sitionsprozess kennzeichnen. So ist es die Regel, dass die Transposition dezentral statt-
findet und eine EU-Richtlinie von demselben Ministerium und denselben Mitarbeitern 
auf EU-Ebene verhandelt und später auch auf nationalstaatlicher Ebene umgesetzt 
wird. Außerdem verfügen die meisten dänischen Ministerien über eine Arbeitseinheit 
für EU-Recht, die in den Prozess der Richtlinientransposition einbezogen wird. Da es 
darüber hinaus, abgesehen von wenigen Anweisungen, keine Regeln zur Transposition 
von EU-Richtlinien gibt, die den Beginn, die Dauer oder die Art der ministeriellen Ko-
ordinations- und Konsultationsprozesse betreffen, können sich die Verfahrensweisen 
zwischen den Ministerien bei der Transposition von EU-Richtlinien unterscheiden 
(Steunenberg/Voermans 2006, S. 79-80; OECD 2010b, S. 116-118).  

Auch die analytische Kapazität der dänischen Ministerialverwaltung kann als mittel-
hoch eingestuft werden. Mit Blick auf den ersten Indikator ist festzustellen, dass die 
Strukturen zur Informationssammlung und -auswertung bei der Richtlinientransposition 
nur wenig formalisiert und institutionalisiert sind. So kann lediglich die standardisierte 



322 Benjamin Gröbe 

Kontinuität bei Ministerium und Personal zwischen der Uploading- und Downloading-
Phase als institutionalisierter Mechanismus zum Wissenstransfer betrachtet werden. Dar-
über hinaus existieren keine Strukturen zur Informationssammlung und Analyse im Hin-
blick auf die Richtlinientransposition. Dass die Kontinuität zwischen der Uploading- und 
Downloading-Phase beim Personal in der Praxis nicht immer gewahrt wird, zeigen Voll-
ard und Martinsen (2014) in ihrer Untersuchung zur Transposition der EU-Patienten-
richtlinie. In diesem Fall lag die Verantwortung für die Transposition in den Händen von 
Mitarbeitern des Gesundheitsministeriums, die weder die Verhandlungen auf EU-Ebene 
für die Richtlinie geführt oder vorbereitet hatten, noch über relevante Expertise in dem 
Politikfeld verfügten (Vollard/Martinsen 2014, S. 720). Diese Situation führte zu erhebli-
chen Verzögerungen im Transpositionsprozess, nicht zuletzt weil es keine institutionali-
sierten Formen der Koordination sowie des Wissenstransfers gibt, die das Problem des 
Personalwechsels zumindest hätten abmildern können.  

Mit Blick auf die politische Kapazität der dänischen Ministerialverwaltung fällt ins 
Gewicht, dass kein ständiges formales Gremium zur inter-ministeriellen Koordination 
von EU-Angelegenheiten und keine formalisierten und institutionalisierten Verfahren 
zur vertikalen Abstimmung existieren. Als einziges Gremium ist hier das im dänischen 
Justizministerium angesiedelte Special Legal Commitee zu nennen, das eine koordinie-
rende Funktion allerdings erst bei Vertragsverletzungsverfahren der Europäischen 
Kommission einnimmt. Das für die Transposition einer Richtlinie verantwortliche Mi-
nisterium muss sich im Falle verspäteter oder fehlerhafter Richtlinientransposition vor 
dem Ausschuss erklären (Steunenberg/Voermans 2006, S. 79). Vertikale Koordination 
ist institutionell nicht vorgesehen und tritt erst im Konfliktfall ein. Die politische Kapa-
zität ist deshalb als niedrig zu betrachten. 

Politische Ambition 
Das Maß interner Koordination bei der Richtlinientransposition kann als relativ hoch 
eingeschätzt werden, da das Verhalten der dänischen Ministerialverwaltung weitege-
hend einem positiven Koordinationsmuster entspricht. Zum einen ist festzustellen, dass 
der hochformalisierte und zentralisierte Uploading-Prozess im Vorfeld der Verhand-
lungen von EU-Richtlinien dafür sorgt, einen Konsens zwischen allen beteiligten Mini-
sterien sowie dem Parlament herzustellen. Dadurch ist die Transposition selbst nur in 
geringem Maße von substantiellen Auseinandersetzungen zwischen verschiedenen Mi-
nisterien, mit Interessengruppen oder mit dem dänischen Parlament über EU-Richt-
linien begleitet. Zum anderen aber ist die inter- und intra-ministerielle Koordination in 
Dänemark generell von einem hohen Maß an informeller Koordinations- und Konsulta-
tionspraxis sowohl innerhalb als auch zwischen den Ministerien geprägt (Steunen-
berg/Voermans 2006, S. 80). Dieser partizipatorische und dialogorientierte Ansatz fin-
det sich auch bei der Richtlinientransposition und spiegelt eine informelle und auf 
Konsens zielende Verhaltensweise wider. Hinzu kommt, dass die an der Transposition 
beteiligten Personen der fristgemäßen und sachgerechten Umsetzung von EU-Richtli-
nien eine hohe Priorität einräumen (Steunenberg/Voermans 2006, S. 87). 

Mit Blick auf die Art der Suchstrategie bei der Richtlinientransposition ergibt sich 
ein gemischtes Bild. Auf der einen Seite gewährleisten sowohl das hochgradig formali-
sierte Verfahren während der Uploading-Phase, zu dem auch die Konsultation von Inte-
ressengruppen, zivilgesellschaftlichen Akteuren und Marktteilnehmern zählt, als auch das 
Gesetzgebungsverfahren zur Transposition von EU-Richtlinien, in dessen Rahmen das 
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verantwortliche Ministerium ebenfalls Interessengruppen konsultieren muss (Steunen-
berg/Voermans 2006, S. 81-82), eine systematische Suche nach möglichen Lösungen. 
Gleichsam führt die stark ausgeprägte Praxis der informellen Koordination und Konsulta-
tion, die nicht nur innerhalb der Ministerialverwaltung, sondern auch im Kontakt mit In-
teressengruppen herrscht, zu einem intensiven Informations- und Wissensaustausch, der 
eine vergleichende Analyse von Politikvorschlägen ermöglicht (Chatzopoulou 2015, S. 
111-112). Auf der anderen Seite finden sich auch Hinweise darauf, dass Engpässe bei der 
bürokratischen Kapazität – etwa aufgrund nicht adäquater Personalausstattung – sich di-
rekt auf die politische Ambition bei der Suche nach Lösungen für die Transposition von 
EU-Richtlinien auswirken. In dem von Vollard und Martinsen (2014, S. 723) untersuch-
ten Fall, wurde aus diesem Grund auf eine schon bekannte Lösung vertraut, anstatt die 
Vor- und Nachteile verschiedener Alternativen zur Transposition abzuwägen. Insgesamt 
ist die Ambition bei der Art der Suchstrategie daher als mittelhoch zu bewerten. 

Die politische Antizipation bei der Richtlinientransposition ist ähnlich wie im Falle 
der Niederlande gelagert. Laut Aussage der an der Transposition sowie Anwendung von 
EU-Richtlinien beteiligten Beamten sind sie gegenüber den politischen Wünschen ihrer 
Vorgesetzten aufgeschlossen und bereit, zur Umsetzung dieser den zur Verfügung ste-
henden Handlungsspielraum der Richtlinien zu nutzen (Wockelberg 2014, S. 740-744). 
Dies entspricht einem proaktiven Verhaltensmuster, das auf die Antizipation der Position 
von Vetospielern abstellt. Auch die Konsultation von Interessengruppen während der Up-
loading-Phase erfüllt diesen Zweck. Gleichzeitig besteht unter den dänischen Beamten 
die hohe moralische Verpflichtung, eine Richtlinie europarechtskonform umzusetzen, 
auch wenn dies gegen die Interessen Dänemarks sein sollte (Steunenberg/Voermans 
2006, S. 86). Die dänischen Beamten verfolgen dabei einen integrativen Ansatz, um so-
wohl den politischen Zielen der Ministerialleitung als auch den Anforderungen des EU-
Rechts gerecht zu werden (Steunenberg/Voermans 2006; Wockelberg 2014). Insgesamt 
kann auf ein hohes Maß politischer Antizipation bei der Richtlinientransposition ge-
schlossen werden. 

Griechenland 

Bürokratische Kapazität 
Das griechische System zur Koordination der Europapolitik ist dezentral organisiert 
(Kassim 2013, S. 290). Sowohl die Vorbereitung der Verhandlungsposition als auch die 
Richtlinientransposition liegen in der Verantwortung eines federführenden Ministeriums 
(OECD 2012, S. 102). Die operationale Kapazität der griechischen Ministerialverwaltung 
kann mit Hinblick auf die Indikatoren als niedrig bewertet werden. Zum einen sind die 
formalisierten Strukturen zur Richtlinientransposition verhältnismäßig schwach ausge-
prägt. Innerhalb des Regierungssystems nehmen das Außenministerium, das Wirtschafts- 
und Finanzministerium sowie das beim Ministerpräsidenten angesiedelte Generalsekreta-
riat der Regierung eine koordinierende Funktion ein (Kaeding 2007, S. 432; Berglund 
2009, S. 169-170; OECD 2012, S. 102). Letzterem ist ein Büro für Internationale und Eu-
ropäische Angelegenheiten beigeordnet, das u.a. die Aufgaben und Prozesse zur Umset-
zung von EU-Recht koordinieren soll (OECD 2012, S. 101-103). Ein ständiges formales 
Gremium zur inter-ministeriellen Koordination der Richtlinientransposition auf horizon-
taler Ebene existiert jedoch nicht. Zum anderen wird die Richtlinientransposition weder 
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durch Regeln zum Beginn und Ablauf des Transpositionsprozesses strukturiert, noch 
muss von dem verantwortlichen Ministerium ein Zeitplan für die Transposition erstellt 
werden. Innerhalb der Ministerien finden sich unterschiedliche Voraussetzungen für die 
Richtlinientransposition, da nur wenige Ministerien auf die Umsetzung von EU-Recht 
spezialisierte Arbeitseinheiten installiert haben (Kaeding 2007, S. 435). Auch existieren 
keine ausgeprägten Routinen und standardisierte Verfahrensweisen. Einzig zu nennen ist, 
dass in der Regel die Transposition durch jenes Ministerium durchgeführt wird, das auch 
die Verhandlungen auf EU-Ebene zu verantworten hatte. Ansonsten findet die Transposi-
tion je nach Gegenstand einer Richtlinie durch eine Arbeitseinheit innerhalb des verant-
wortlichen Ministeriums, eine für diesen Zweck gegründete Arbeitsgruppe oder aber ein 
externes Gutachtergremium statt. Dem zuständigen Minister obliegt dabei die Entschei-
dung über die Wahl des Gremiums (Berglund 2009, S. 169). 

Auch für die analytische Kapazität kann im Hinblick auf die Indikatoren lediglich ein 
mittelhoher Wert festgemacht werden. Dies ist auf die nur in geringem Maße formalisier-
ten Strukturen zur Informationssammlung und -verarbeitung zurückzuführen. So können 
das Außenministerium sowie das Wirtschafts- und Finanzministerium mit Hilfe ihrer 
Rechtsabteilungen den für die Transposition verantwortlichen Ministerien bei Bedarf be-
ratend zur Seite stehen (Berglund 2009, S. 169), kontinuierlich bestehende Strukturen zur 
Informationssammlung und -auswertung existieren jedoch nicht. Hinzu kommt, dass die 
Ministerialverwaltung nicht immer über die adäquaten personellen Ressourcen (Anzahl, 
Erfahrungsstand, Qualifikationsprofil) verfügt, um eine fristgerechte und inhaltlich adä-
quate Richtlinientransposition zu gewährleisten (Berglund 2009; Chatzopoulpou 2015). 
So werden zwar der Regel nach die Verhandlung auf EU-Ebene und die Transposition 
von demselben Fachministerium durchgeführt, (Kaeding 2007, S. 435), eine Kontinuität 
innerhalb des Ministeriums besteht jedoch weniger. Die verantwortlichen Mitarbeiter 
sind häufig nicht an den Vorbereitungen und Verhandlungen auf EU-Ebene beteiligt. 
Dadurch ist ein Wissenstransfer von der Uploading- zur Downloading-Phase nicht mög-
lich (Berglund 2009, S. 179-183, 189-191, 200-202).  

Die politische Kapazität der griechischen Ministerialverwaltung ist ebenfalls als mit-
telhoch zu bewerten, da kein ständiges formales Gremium zur inter-ministeriellen Koor-
dination von EU-Angelegenheiten in vertikaler Richtung existiert. Erst im Falle von 
Konflikten zwischen den an der Transposition einer Richtlinie beteiligten Ministerien er-
folgt vertikale Koordination über das beim Ministerpräsidenten angesiedelte Büro für 
EU-Angelegenheiten (OECD 2012, S. 101-103). Darüber hinaus existieren keine forma-
lisierten Strukturen oder Verfahrensweisen, die vertikale Koordination ermöglichen. 

Politische Ambition 
Das Maß interner Koordination bei der Richtlinientransposition muss als relativ niedrig 
eingeschätzt werden, da das Verhalten der griechischen Ministerialverwaltung weitge-
hend einem negativen Koordinationsmuster entspricht. Eine positive vorausschauende 
Koordination zwischen den an der Transposition beteiligten Stellen innerhalb der Minis-
terialverwaltung ist nicht zu erkennen und Konsultationen unter Leitung des beim Minis-
terpräsidenten angesiedelten Büros finden in der Regel erst im Konfliktfall statt (OECD 
2012, S. 102-103), nicht aber zur gemeinsamen Suche nach einem geeigneten Politikvor-
schlag. Hinzu kommt, dass die Priorität, EU-Richtlinien fristgemäß umzusetzen, auf allen 
Ebenen der Ministerialverwaltung ausgesprochen niedrig ist und interne Koordinierung 
häufig erst als Folge erheblicher Verzögerungen auftritt (Berglund 2009, S. 179-183, 
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189-191, 200-202). Das Fehlen positiver Koordination und Konsultation bei der Richtli-
nientransposition steht dabei in engem Zusammenhang mit der griechischen Verwal-
tungskultur, die nicht die fragmentierte Struktur der griechischen Ministerialverwaltung 
zu überbrücken vermag. So zeigt beispielsweise Chatzopoulou (2015, S. 112-113) in sei-
ner Untersuchung zu den Anpassungsprozessen innerhalb der Ministerialverwaltung an 
die Anforderungen der Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik, dass Information und 
Wissen innerhalb der Verwaltung nicht freiwillig geteilt, sondern nur einem begrenzten 
und privilegierten Personenkreis zur Verfügung gestellt werden. 

Mit Blick auf die Art der Suchstrategie bei der Richtlinientransposition ergibt sich 
ein mittelhoher Wert. So sind auf der einen Seite Fälle bekannt, in denen das verant-
wortliche Ministerium aufgrund des zu spät begonnenen Transpositionsprozesses und 
Zeitmangels nicht nach einer optimalen Möglichkeit zur Transposition der Richtlinie 
suchte. Stattdessen setzte man auf eine rechtlich sichere und einfache, nahe am Wort-
laut der Richtlinie orientierte Transposition, die weniger Arbeits- und Zeitaufwand er-
forderte (Berglund 2009, S. 173). Dieses Verhaltensmuster entspricht einer niedrigen 
Ausprägung des Indikators, weil keine systematische Lösungssuche durch Vergleich 
betrieben wurde. Auf der anderen Seite sind auch Fälle bekannt, in denen die Ministe-
rialverwaltung bei der Transposition von Richtlinien die Folgen der Richtlinienumset-
zung für verschiedene Politikbereiche abwog und einen vergleichenden Ansatz zur Lö-
sungssuche wählte, wenngleich sie dazu aufgrund unzureichender Kenntnisse in den 
berührten Politikbereichen auf die Unterstützung eines externen Expertengremiums be-
ziehungsweise von Interessensvertretern angewiesen war (Berglund 2009, S. 191-202).  

Das Maß politischer Antizipation der griechischen Ministerialverwaltung im Rahmen 
der Transposition von EU-Richtlinien kann im Hinblick auf die Indikatoren als niedrig 
betrachtet werden. So geht aus den Studien von Kaeding (2007), Berglund (2009) und 
Chatzopoulou (2015) nicht hervor, dass die Ministerialbeamtem in besonderem Maße die 
politische Position der Ministerialleitung im Prozess der Transposition proaktiv antizi-
pierten und einfließen ließen. Lediglich bei von Konsultationsprozessen wurden die Posi-
tionen wichtiger Interessensvertreter gehört und antizipiert, nicht zuletzt weil diese über 
Fachkenntnisse verfügten, an denen es in der Ministerialverwaltung häufig mangelte. 
Auch kamen Maßnahmen, mit deren Hilfe die politische Akzeptanz eines Politikvor-
schlages bei der Richtlinientransposition hätte erhöht werden können, nicht zum Einsatz. 

In Tabelle 3 sind die Ergebnisse der Fallstudien zusammengefasst dargestellt. 
 
Tabelle 3: Die Muster administrativen Verhaltens  
  Niederlande Frankreich Dänemark Griechenland 

Bürokratische 
Kapazität 

Analytische 
Ressourcen Hoch Hoch Mittel Mittel 

Operationale 
Ressourcen Hoch Hoch Mittel Niedrig 

Politische 
Ressourcen Mittel Hoch Niedrig Mittel 

Politische 
Ambition 

Art der 
Suchstrategie Hoch Mittel Mittel Mittel 

Interne  
Koordinierung Mittel Niedrig Hoch Niedrig 

Politische 
Antizipation Hoch Hoch Hoch Niedrig 

Quelle: Eigene Einschätzung. 
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4. Schlussbetrachtung 

Mit dem vorliegenden Beitrag wird an die Forschungsliteratur zur Rolle der Ministerial-
bürokratie in den EU-Mitgliedstaaten bei der Transposition von EU-Richtlinien ange-
knüpft. Um der Fragestellung nachzugehen, wie der politische Willensbildungs- und Ent-
scheidungsprozess zur Umsetzung von EU-Recht durch die Ministerialverwaltung beein-
flusst wird, wurde eine Typologie entwickelt, die entlang der beiden Dimensionen Büro-
kratische Kapazität und Politische Ambition zwischen vier idealtypischen Mustern admi-
nistrativen Verhaltens bei der Transposition von EU-Richtlinien unterscheidet. Dadurch 
ist es möglich, die zwischenstaatliche Varianz institutioneller Konfigurationen und admi-
nistrativer Verhaltensweisen bei der Richtlinientransposition zu erfassen. 

Die empirische Illustration der vier Idealtypen hat gezeigt, dass die institutionellen 
Konfigurationen und administrativen Verhaltensweisen zur Transposition von EU-Richt-
linien entlang der beiden Dimensionen variieren. Die vier dargestellten Fälle entsprachen 
annäherungsweise – wenngleich in unterschiedlichem Maße – den auf Grundlage der zwei 
Dimensionen entwickelten Idealtypen. Damit hat sich die Typologie der Muster admi-
nistrativen Verhaltens als geeignet erwiesen, um die institutionellen Strukturen und Ver-
fahrensweisen zur Transposition von EU-Richtlinien zu erfassen und zu systematisieren. 

Mit Blick auf die bisherigen Arbeiten zur Systematisierung der Strukturen und Ver-
fahrensweisen bei der Richtlinientransposition konnte mit Hilfe der Fallstudien festge-
stellt werden, dass die Dimension Machtverteilung zwar eine wichtige strukturelle Kom-
ponente ist, jedoch nicht bestimmt, inwiefern die Ministerialbürokratie über hohe oder 
niedrige bürokratische Kapazität verfügt. So zeigen die Fallstudien, dass sowohl zentral 
(Frankreich) als auch dezentral (Niederlande) organisierte Koordinationssysteme über ei-
ne relativ hohe bürokratische Kapazität verfügen können. Gleichzeitig wurde durch Be-
rücksichtigung der Dimension Politische Ambition deutlich, dass nicht allein formelle 
Strukturen die Varianz in den administrativen Verfahrensweisen zur Transposition von 
EU-Richtlinien erklären können, da informelle Aspekte einen ebenso wichtigen Einfluss-
faktor darstellen und unabhängig von institutionalisierten Strukturen wirken können. Wie 
aus den Fallstudien hervorgeht, können sowohl Ministerialbürokratien mit hoher (Nie-
derlande) als auch niedriger bürokratischer Kapazität (Dänemark) eine hohe politische 
Ambition haben, jedoch führt eine hohe bürokratische Kapazität nicht automatisch auch 
zu hoher politischer Ambition, wie die Fallstudie zu Frankreich zeigt. 

Das Ergebnis der vier Fallstudien, demzufolge die institutionellen Konfigurationen 
und administrativen Verhaltensweisen zur Transposition von EU-Richtlinien entlang der 
zwei Dimensionen Bürokratische Kapazität und Politische Ambition empirisch variieren 
und vier unterschiedliche Typen erkennen lassen, rückt sowohl theoretisch, konzeptionell 
und empirisch weiterführende Fragen ins Blickfeld. Aus theoretischer Perspektive bleibt 
zu erklären, welche Einflussfaktoren hinter der aufgezeigten zwischenstaatlichen Varianz 
stehen. Zielstellung sollte ein theoretisches Modell sein, das die Wirkmechanismen ver-
schiedener Variablen auf die Strukturen und Verfahrensweisen bei der Richtlinientrans-
position darlegt. Aus empirischer Perspektive stellt sich die Frage, wie sich die verblei-
benden 24 EU-Staaten in die Typologie einordnen lassen. Eine Systematisierung aller 
EU-Staaten würde eine Primärdatenerhebung der institutionellen Konfigurationen und 
administrativen Verhaltensweisen zur Transposition von EU-Richtlinien in allen EU-
Staaten erfordern. Da die vier durchdurchgeführten Fallstudien lediglich auf einer Aus-
wertung der vorhandenen Sekundärliteratur basieren, sollten sie in einer Vollerhebung 
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berücksichtigt werden. Auf konzeptioneller Ebene stellt sich die Frage, inwiefern die 
administrativen Strukturen und Verfahrensweisen bei der Richtlinientransposition einen 
Einfluss auf das Ergebnis von Transpositionsprozessen mit Blick auf Geschwindigkeit, 
Güte und die Nutzung des Ermessensspielraums von Richtlinien („Customization“, siehe: 
Thomann 2015) besitzen. Aus theoretischer Sicht wäre es denkbar, dass die EU-Staaten 
nicht nur in den administrativen Strukturen und Verfahrensweisen, sondern als direkte 
Folge auch bei den Ergebnissen von Transpositionsprozessen variieren. Dafür wäre es 
zunächst erforderlich, den Zusammenhang zwischen den Dimensionen Bürokratische 
Kapazität sowie Politische Ambition als unabhängige Variable und dem Ergebnis von 
Transpositionsprozessen als abhängige Variable zu theoretisieren sowie Annahmen über 
deren Zusammenhang zu treffen. Beispielsweise wäre es vorstellbar, dass EU-Staaten mit 
niedrigen Werten auf beiden Dimensionen eine schlechtere Performanz bei der Richtlini-
entransposition aufweisen als Staaten mit hohen Werten. Dem Beispiel der Arbeiten zu 
den „Worlds of Compliance“ (Falkner u.a. 2005; Falkner/Treib 2008) folgend könnte 
eine empirische Überprüfung dieses Zusammenhangs zeigen, inwiefern sich die mit Hilfe 
der Typologie erfassten Muster administrativen Verhaltens auch bei der Transpositions-
performanz widerspiegeln.  

Anmerkungen 
 

1 Die hier vorgestellte Typologie ist an die Überlegungen des Administrative-Stile-Konzeptes (Knill/ 
Grohs 2015; Knill u.a. 2017; Knill u.a. 2018) angelehnt. Im Unterschied zum Original fokussiert mein 
eigener Vorschlag ausschließlich auf die Phase der Politikformulierung, soll nicht der Analyse Interna-
tionaler Organisationen dienen und wurde zur Beschreibung administrativer Verfahrensweisen durch 
die Dimension Bürokratische Kapazität ergänzt. 

2 Aus Gründen der Lesbarkeit wird im Folgenden ausschließlich das männliche Genus verwendet. Die 
weibliche Form ist selbstverständlich jeweils eingeschlossen. 
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